
Es scheint, daß die Beschlüsse des Parteitages, vor 
allem das neue Statut unserer Partei, in der Partei­
organisation des Ministeriums nur mangelhaft bekannt 
sind. Es fand zwar eine Berichterstattung vom III. Par­
teitag durch den Delegierten der Parteiorganisation 
statt, aber es blieb eben eine formale Berichterstattung, 
ohne daß die Beschlüsse des Parteitages ihren Nieder­
schlag in der Veränderung in der Organisationsstruk­
tur in der Parteiorganisation fanden. Auf diese Weise 
herrscht nach wie vor Sozialdemokratismus.

2. Das System der Parteiaufträge, das heißt, der gründ­
lichen Kenntnis von den'Fähigkeiten jedes einzelnen 
Parteimitgliedes und seiner individuellen Beauftragung 
durch den Sekretär der Grundorganisation, ist noch 
weitgehend unbekannt.

3. Es gibt zwar regelmäßige Sitzungen der Betriebsgrup­
penleitung, aber die Beschlüsse werden nur zum Teil 
kollektiv erarbeitet und vor allem ihre Durchführung 
nicht regelmäßig kontrolliert. Es gibt keine Beschluß­
kartei, sondern lediglich die alte Form der meist sehr 
allgemein gehaltenen Protokolle.

4. Die Personalunion zwischen führender Funktion im ad­
ministrativen Apparat und in der Betriebsgruppenlei­
tung ist nachteilig und schädlich. Sie hindert das kühne 
Heranziehen neuer Kader und die gründliche Entfal­
tung der Kritik und Selbstkritik. Man kann nicht 
gleichzeitig Personalchef, BGL-Vorsitzender und stell­
vertretender Sekretär der Parteiorganisation sein, wie 
zum Beispiel Genosse Lehmann.

5. Die Delegierung eines „Vertreters der FDJ" in die Be­
triebsgruppenleitung ist falsch. Es ist notwendig, die 
besten und aktivsten Genossen in der FDJ als völlig 
gleichberechtigte Parteimitglieder in die Gruppenleitung 
zu w ä h l e n .  Die Qualität der Betriebsgruppenleitung 
kann doch keinesfalls abhängig gemacht werden von der 
Qualität der Leitungen der Massenorganisationen. Die 
Entsendung von „Vertretern" in die Betriebsgruppenlei­
tung widerspricht dem Statut unserer Partei.

6. Die Gruppenleitung hat es bisher an der notwendigen 
Wachsamkeit gegenüber volksfeindlichen Ideologien, 
insbesondere der noch weitverbreiteten Ideologie des

Objektivismus, fehlen lassen und nur wenig Maßnah­
men ergriffen, die Träger schädlicher Auffassungen zu 
entlarven, vor allem versäumt, notwendige administra­
tive Maßnahmen durch eine gründliche Aussprache mit 
der Belegschaft zu erläutern. «

7. Die Gruppenleitung entwickelte nicht die Kritik an den 
leitenden Parteiorganen, überließ die einzelnen Genos­
sen ihrem „persönlichen Ärger" und machte sich nicht 
zum kollektiven Fürsprecher der teilweise berechtigten 
Kritik einzelner Genossen an der Verzögerung der Be­
handlung von Eingaben usw. an die Kulturabteilung des 
Zentralkomitees.

8. Es scheint notwendig, den ersten Sekretär der Betriebs­
parteiorganisation von seinen Verwaltungsaufgaben 
freizustellen bzw. einen anderen Genossen mit dieser 
Funktion zu beauftragen. Die wochenlange Abwesenheit 
des ersten Sekretärs ist nicht tragbar, wenn die Partei­
organisation wirklich zur führenden politischen Kraft 
des Ministeriums werden soll.

Wenn die Parteiorganisation des Ministeriums für 
Volksbildung die Beschlüsse des III. Parteitages nochmals 
gründlich durcharbeitet und nach Festlegung ihrer poli­
tischen Aufgaben ihre Organisation gemäß dem Statut 
unserer Partei grundlegend ändert, wenn sie den Grundsatz 
des demokratischen Zentralismus in ihrem Organisations­
aufbau und in ihrer Arbeit zur Anwendung bringt, wenn 
die Anleitung durch die Organe des Zentralkomitees regel­
mäßig und operativ wird, wenn die noch bestehenden ideo­
logischen Unklarheiten und die partei- und volksschäd­
lichen Einflüsse des Objektivismus und Sozialdemokratis­
mus erkannt, bekämpft und überwunden werden, wenn die 
praktizistische Handwerklerei, die Vermengung der Partei­
aufgaben mit denen der administrativen Verwaltung, ab­
gelegt wird, dann wird sich auch im Ministerium für Volks­
bildung die Partei der Arbeiterklasse nicht im Schlepptau 
einzelner Verwaltungsfunktionäre befinden, sondern die 
starke, führende Kraft darstellen, die, vom Vertrauen aller 
Mitarbeiter getragen, das ganze Ministerium zur tatsäch­
lich leitenden, richtungweisenden Institution für die Länder­
ministerien und für die gesamte Volksbildung werden läßt.

R. M.

K A R L - E R N S T  R E U T E R Wie arbeitet man I schwerpunktmäßig ? Jj

Unsere großen Lehrmeister Lenin und Stalin lehren uns, 
in der täglichen Arbeit nicht in einen engstirnigen Prakti­
zismus zu verfallen, sondern alle Aufgaben im Zusammen­
hang zu sehen und das große Ziel auch in der täglichen 
Arbeit stets vor Augen zu haben. Dabei gilt es

„jenes besondere Glied in der Kette der Prozesse aufzufinden, 
das man anpacken muß, um die ganze Kette festzuhalten und 
die Bedingungen für die Erreichung des strategischen Erfolges 
vorbereiten zu können."

(Stalin: „Fragen des Leninismus“, Verlag für 
fremdsprachige Literatur, Moskau 1946, Seite 81.)

Das bedeutet, sich zur Lösung der jeweils gestellten Auf­
gaben auf die entscheidenden Schwerpunkte zu Konzentrie­
ren und die Kräfte nicht zu zersplittern.

Ohne Zweifel bestand bei der Vorbereitung zu den 
Volkswahlen am 15. Oktober jenes besondere Kettenglied 
darin, jeden Wähler, über die Bedeutung, den Inhalt und 
den Charakter der Wahlen aufzuklären. Davon mußte jede 
Parteiorganisation schon bei der Aufstellung ihres Arbeits­
planes zur Vorbereitung der Volkswahlen ausgehen, um 
— als erste Bedingung einer schwerpunktmäßigen Arbeit — 
alle Kräfte auf die Lösung des Hauptproblems zu konzen­
trieren.

Die Kreisleitung Bautzen liefert ein Beispiel

Der Arbeitsplan des Kreises Bautzen zur Vorbereitung 
der Wahlen, der bereits am 15. Juli an die Grundorgani­
sationen ging, entsprach diesen Anforderungen. Im Mittel­
punkt stand die Organisierung der Agitationsarbeit.

Dabei lag das Schwergewicht auf den Betrieben, also 
auf der Mobilisierung der Arbeiterklasse als der entschei­
denden Kraft: Die Agitatoren der Parteibetriebsgruppen 
wurden auf zehn bis zwölf parteilose Kollegen aufgeteilt, die 
Parteiorganisationen der Betriebe erhielten ein oder meh­
rere Wahlbezirke zur Bearbeitung zugeteilt. Als nächstes 
wurde im Plan gefordert, die Aufklärungsgruppen zu ver­
stärken, Ausschüsse der Nationalen Front des demokrati­
schen Deutschland in allen Wahlbezirken zu bilden und 
Aufklärungslokale, die zum zentralen Punkt der Aufklä­
rungsarbeit ihres Wahlbezirkes werden sollten und von 
denen aus der Einsatz der Aufklärungsgruppen erfolgte, in 
allen Wahlbezirken zu errichten.

Instrukteurberichte zeigen, daß diese Aufgaben nicht 
nur auf dem Papier standen, sondern auch verwirklicht 
wurden. So bestanden bereits am 5. September in 224 von 
253 Wahlbezirken Aufklärungslokale, die im steigenden
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